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	Neufassung des Geldwäschegesetzes – Teil 3
	

	
	Die Neufassung des Geldwäschegesetzes ist am 21. August 2008 in Kraft getreten. Die Kreditinstitute müssen die neuen geldwäscherechtlichen Regelungen innerhalb von neuen Monaten umsetzen.

§ 5 Vereinfachte Sorgfaltspflichten
Verpflichtete (z.B. Kreditinstitute) können sind von den allgemeinen Sorgfaltspflichten nach § 3 GwG befreit, wenn das Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismus-finanzierung gering ist.

Ein geringes Risiko besteht

1. bei Transaktionen von oder zugunsten von und bei Begründung von Geschäftsbeziehungn mit  Verpflichteten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1-6 GwG; dies sind Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitutte, Finanzunternehmen, Versicherungsunternehmen, Versicherungsmittler und Investmentaktien-gesellschaften. 

2. bei Transaktionen von oder zugunsten von und bei Begründung von Geschäftsbeziehungen mit börsennotierten Gesellschaften, deren Wertpapiere zum Handel auf einem organisierten Markt in der EU zugelassen sind. 

3. bei  der Feststellung der Identität des wirtschaftlich Berechtigten bei Anderkonten von Verpflichteten  (z.B. Rechtsanwälte, Notare), sofern das kontoführende Kreditinstitut vom Inhaber des Anderkontos die Angabe über die Identität des wirtschaftlich Berechtigten auf Anfrage erhalten kann. 

4. bei Transaktionen von oder zugunsten von inländischen Behörden im Sinne des § 1 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

§ 6 Verstärkte Sorgfaltspflichten
Soweit erhöhte Risiken hinsichtlich der Geldwäsche oder der Terrorismus-finanzierung bestehen können, haben Verpflichtete zusätzliche, dem erhöhten Risiko angemessene verstärkte Sorgfaltspflichten zu erfüllen.

Verstärkte Sorgfaltspflichten sind zu erfüllen, falls

1. der Vertragspartner eine politisch exponierte Person ist, d.h. eine nicht im Inland ansässige natürliche Person, die ein wichtiges öffentliches Amt ausübt bzw. ein unmittelbares Familienmitglied dieser Person oder ein ihre nahe stehende Person.
Die Geschäftsbeziehung ist in diesem Fall einer verstärkten kontinuierlichen Überwachung zu unterziehen. Ferner sind Maßnahmen zu ergreifen, mit denen die Herkunft der Vermögenswerte bestimmt werden kann. 

2. der Vertragspartner eine natürliche Person ist und zur Feststellung der Identität nicht persönlich anwesend ist. 
In diesem Fall hat der Verpflichtete die Identität des Vertragspartners anhand eines Dokuments bzw. anhand einer beglaubigten Kopie eines solchen Dokuments oder einer qualifizierten elektronischen Signatur zu überprüfen und sicherzustellen, dass die erste Transaktion unmittelbar von einem Konto erfolgt, das auf den Nahmen des Vertragspartners bei einem unter die Richtlinie 2005/60/EG fallenden Kreditinstitut eröffnet worden ist. 

Stand: 06. November 2008 
	


